Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/2663 


Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Errichtung des Deutschen Agrarfonds 
für Absatzförderung 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Aufgaben und Errichtung 

(1) Zum Zwecke der Absatzförderung von Erzeug- 
nissen der Land- und Forstwirtschaft einschließlich 
des Gartenbaues durch Verbraucheraufklärung und 
Werbung sowie zur Beratung von Zusammenschlüs- 
sen der Erzeuger (Erzeugergemeinschaften) wird der 
„Deutsche Agrarfonds für Absatzförderung" errich- 
tet. 

(2) Der Fonds hat folgende Aufgaben: 

a) den Absatz und die Verwertung land- und 
ernährungswirtschaftlicher Erzeugnisse zu 
fördern; 

b) Vermarktungseinrichtungen auf den Ge- 
bieten der Erfassung, der Lagerung, der 
Be- und Verarbeitung sowie des Absatzes 
zu fördern; dabei können die Förderungs- 
maßnahmen an die Bedingung geknüpft 
werden, daß die Abnehmer der Produkte 
Lieferverträge mit den Erzeugern abschlie- 
ßen; 

c) im Rahmen dieser Maßnahmen alle Mög- 
lichkeiten zur Verstärkung des Agrar- 
exportes zu nutzen. 

(3) Bei der Durchführung seiner Aufgaben bedient 
sich der Fonds der bereits bestehenden Institutionen. 


§ 2 

Sitz 

Der Deutsche Agrarfonds für Absatzförderung ist 
eine Anstalt des öffentlichen Rechts; ihr Sitz ist 
Bonn. 

§ 3 

Organe 

Organe der Anstalt sind 

a) das Kuratorium, 

b) der Verwaltungsrat, 

c) der Vorstand. 

Rechte und Pflichten der Organe bestimmen sich 
nach dem Gesetz und der Satzung. 

§ 4 

Kuratorium 

(1) Das Kuratorium besteht aus 34 Mitgliedern, 
und zwar 

1 Vertreter des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten, 

1 Vertreter des Bundesministers für Wirtschaft, 

1 Vertreter des Bundesministers der Finanzen, 

4 Vertreter des Bundesrates, 

2 Vertreter des Landhandels, 
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2 Vertreter landwirtschaftlicher Genossenschaften, 

7 Vertreter landwirtschaftlicher Erzeugergemein- 
schaften, 

10 Vertreter auf Vorschlag des Zentralausschusses 
der Deutschen Landwirtschaft, 

1 Vertreter des Deutschen Industrie- und Handels- 
tages, 

1 Vertreter der Wirtschaftsvereinigung Groß- und 
Außenhandel, 

1 Vertreter der Bundesvereinigung der Deutschen 
Ernährungsindustrie, 

1 Vertreter des Zentralverbandes der Deutschen 
Molkereiwirtschaft, 

1 Vertreter des Zentralverbandes des Deutschen 
Handwerks, 

1 Vertreter der Arbeitsgemeinschaft der 
Verbraucher verbände. 

(2) Die Mitglieder des Kuratoriums werden vom 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten für die Dauer von fünf Jahren berufen. 

(3) Das Kuratorium wählt den Vorsitzenden und 
die Mitglieder des Verwaltungsrates aus seiner 
Mitte. Es beschließt innerhalb der ersten drei Monate 
nach Ablauf eines Geschäftsjahres über den Haus- 
haltsplan der Anstalt sowie über die Entlastung des 
Vorstandes und des Verwaltungsrates. 

§ 5 

Verwaltungsrat 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus dem Vor- 
sitzenden und zehn Mitgliedern. Der Vorsitzende 
und die Mitglieder werden auf die Dauer von fünf 
Jahren gewählt. 

(2) Der Verwaltungsrat beschließt die Satzung 
der Anstalt. Die Satzung bedarf der Genehmigung 
durch das Kuratorium. 

(3) Der Verwaltungsrat hat die laufende Ge- 
schäftsführung der Anstalt zu überwachen. Er erteilt 
dem Vorstand die allgemeinen Anweisungen für die 
Geschäftsführung. 

§ 6 

Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus dem Vorsitzenden 
und zwei Mitgliedern. Der Vorsitzende und die Mit- 
glieder werden vom Verwaltungsrat auf die Dauer 
von vier Jahren bestellt. 

(2) Der Vorstand vertritt die Anstalt gerichtlich 
und außergerichtlich. Ihm obliegt die Geschäftsfüh- 
rung der Anstalt, soweit sie nicht durch Gesetz oder 
Satzung anderen Organen zugewiesen ist. 

§ 7 

Fachausschüsse 

(1) Zur Unterstützung des Vorstandes bei der 
Geschäftsführung kann der Verwaltungsrat auf An- 


trag des Vorstandes Fachausschüsse, auch für regio- 
nale Schwerpunkte, einsetzen. 

(2) Bei der Bildung der Fachausschüsse ist auf die 
Vertretung der Genossenschaften, des Landhandels, 
der Ernährungswirtschaft und der Verbraucher Rück- 
sicht zu nehmen. Umfang und Tätigkeitsbereich der 
Fachausschüsse bestimmt die Satzung. 

§ 8 

Beiträge 

(1) Zur Aufbringung der Mittel für die Anstalt 
wird auf alle dauernd landwirtschaftlichen, forst- 
wirtschaftlichen oder gärtnerischen Zwecken dienen- 
den Grundstücke von dem Eigentümer, und wenn 
ein Pachtverhältnis besteht, von dem Pächter ein 
Beitrag erhoben, 

(2) Eigentümer und Pächter haften wie Gesamt- 
schuldner. Im Verhältnis zueinander ist der Eigen- 
tümer zur Zahlung von einem Viertel, der Pächter 
zur Zahlung von drei Viertel der Beiträge ver- 
pflichtet. 

(3) Der Beitrag beträgt 0,15 vom Hundert des 
Einheitswertes des mit der Abgabe belasteten Grund- 
stückes. 

(4) Der Eigentümer, und wenn ein Pachtverhält- 
nis besteht, der Pächter, sind von der Beitragslei- 
stung nach Absatz 1 befreit, wenn die Einheitswerte 
aller in der Hand des Eigentümers vereinigten oder 
für die Vermögenssteuer zusammen veranlagten 
landwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen oder gärt- 
nerischen Zwecken dienenden Grundstücke insge- 
samt 6000 Deutsche Mark nicht erreichen. 

(5) Die Beiträge werden nachträglich in gleichen 
Halbjahresbeträgen zum 1. April und 1. Oktober 
jeden Jahres durch Umlage erhoben. 

§ 9 

Erhebungsverfahren 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, die zur 
Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Be- 
stimmungen durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates zu erlassen. 

§ 10 

Senkung des Beitragssatzes 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, auf Vor- 
schlag des Kuratoriums durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates, den Beitragssatz (§ 8 
Abs. 3) zu senken. 

§ 11 

Zuschüsse des Bundes und des EWG-Agrarfonds 

(1) Zur Unterstützung seiner Aufgaben erhält der 
Deutsche Agrarfonds für Absatzförderung 
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a) einen Zuschuß aus Mitteln des Bundes, 
mindestens in Höhe seiner Einnahmen aus 
Beiträgen; 

b) Zuschüsse aus Mitteln des Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds. 

(2) Die dafür erforderlichen Bundesmittel sind 
von der Bundesregierung vorsorglich in den Entwurf 
des Einzelplanes für den Geschäftsbereich des Bun- 
desministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (Einzelplan 10) für das jeweilige Rechnungs- 
jahr — erstmals für das Rechnungsjahr 1969 — ein- 
zustellen. 

§ 12 

Steuerbefreiung 

Der Deutsche Agrarfonds für Absatzförderung ist 
von der Entrichtung von Steuern vom Vermögen 
und Einkommen sowie vom Gewerbebetrieb befreit. 

§ 13 

Auflösung 

Der Deutsche Agrarfonds für Absatzförderung 
kann nur durch Gesetz aufgelöst werden. In dem 


Gesetz ist die Verwendung des Vermögens mit der 
Maßgabe zu bestimmen, daß es nur für eine Förde- 
rung der Belange der Landwirtschaft auf dem Gebiet 
der Erzeugung, Vermarktung und Werbung ver- 
wendet werden darf. 

§ 14 

Übergangsbestimmung 

Der Beitrag (§ 8) wird erstmalig mit Wirkung vom 
1. April 1969 erhoben. 

§ 15 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 16 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 11. März 1968 


Ertl und Fraktion 



